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Natur- und Heimatschutzgesetz 
Artikel 1 Zweck 

Dieses Gesetz hat zum Zweck, im Rahmen der Zuständigkeit des Bundes nach Artikel 

24sexies (neu: 78) Absätze 2–5 der Bundesverfassung: 

a.  das heimatliche Landschafts- und Ortsbild, die geschichtlichen Stätten sowie die Natur- 

und Kulturdenkmäler des Landes zu schonen, zu schützen sowie ihre Erhaltung und 
Pflege zu fördern; 

b.  die Kantone in der Erfüllung ihrer Aufgaben im Bereich des Naturschutzes, des 
Heimatschutzes sowie der Denkmalpflege zu unterstützen und die Zusammenarbeit mit 

ihnen sicherzustellen; 

c.  die Bestrebungen von Organisationen, die im Bereich des Naturschutzes, des 

Heimatschutzes oder der Denkmalpflege tätig sind, zu unterstützen; 

d.  die einheimische Tier- und Pflanzenwelt sowie ihre biologische Vielfalt und ihren 

natürlichen Lebensraum zu schützen; 

e.  die Lehre und Forschung sowie die Aus- und Weiterbildung von Fachleuten im Bereich 

des Naturschutzes, des Heimatschutzes und der Denkmalpflege zu fördern. 

 

Waldgesetz 

Art. 1 Zweck 
1  Dieses Gesetz soll: 

a.  den Wald in seiner Fläche und in seiner räumlichen Verteilung erhalten; 

b.  den Wald als naturnahe Lebensgemeinschaft schützen; 

c.  dafür sorgen, dass der Wald seine Funktionen, namentlich seine Schutz, Wohlfahrts- 
und Nutzfunktion (Waldfunktionen) erfüllen kann; 

d.  die Waldwirtschaft fördern und erhalten. 
2  Es soll ausserdem dazu beitragen, dass Menschen und erhebliche Sachwerte vor 

Lawinen, Rutschungen, Erosion und Steinschlag (Naturereignisse) geschützt werden. 

 

Fischereigesetz 

Art. 1 Zweck 
1  Die ses Gesetz bezweckt: 

a.  die natürliche Artenvielfalt und den Bestand einheimischer Fische, Krebse und 

Fischnährtiere sowie deren Lebensräume zu erhalten, zu verbessern oder nach 
Möglichkeit wiederherzustellen; 

b.  bedrohte Arten und Rassen von Fischen und Krebsen zu schützen; 

c.  eine nachhaltige Nutzung der Fisch- und der Krebsbestände zu gewährleisten; 

d.  die Fischereiforschung zu fördern. 
2  Es stellt Grundsätze auf, nach denen die Kantone den Fisch- und den Krebsfang zu 

regeln haben 

 



Gewässerschutzgesetz 
Art. 1 Zweck 

Dieses Gesetz bezweckt, die Gewässer vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen. Es dient 

insbesondere: 

a.  der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen; 

b.  der Sicherstellung und haushälterischen Nutzung des Trink- und Brauchwassers; 

c.  der Erhaltung natürlicher Lebensräume für die einheimische Tier- und Pflanzenwelt; 

d.  der Erhaltung von Fischgewässern; 

e.  der Erhaltung der Gewässer als Landschaftselemente; 

f.  der landwirtschaftlichen Bewässerung; 

g.  der Benützung zur Erholung; 

h.  der Sicherung der natürlichen Funktion des Wasserkreislaufs. 

 

Raumplanungsgesetz 
Art. 1 Ziele 

1  Bund, Kantone und Gemeinden sorgen dafür, dass der Boden haushälterisch genutzt 

wird. Sie stimmen ihre raumwirksamen Tätigkeiten aufeinander ab und verwirklichen eine 
auf die erwünschte Entwicklung des Landes ausgerichtete Ordnung der Besiedlung. Sie 

achten dabei auf die natürlichen Gegebenheiten sowie auf die Bedürfnisse von 

Bevölkerung und Wirtschaft. 

2  Sie unterstützen mit Massnahmen der Raumplanung insbesondere die Bestrebungen, 

a.  die natürlichen Lebensgrundlagen wie Boden, Luft, Wasser, Wald und die Landschaft 

zu schützen; 

b.  wohnliche Siedlungen und die räumlichen Voraussetzungen für die Wirtschaft zu 

schaffen und zu erhalten; 

c.  das soziale, wirtschaftliche und kulturelle Leben in den einzelnen Landesteilen zu 

fördern und auf eine angemessene Dezentralisation der Besiedlung und der 
Wirtschaft hinzuwirken; 

d.  die ausreichende Versorgungsbasis des Landes zu sichern; 

e.  die Gesamtverteidigung zu gewährleisten. 

 


